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Vorwort  

 

 

 

 

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
eine flächendeckende ärztliche Versorgung, vor allem im hausärztlichen Bereich, ist 
ein nicht zu unterschätzender Standortfaktor. Sie trägt im Wesentlichen zur Attraktivität 
einer Kommune und des Landkreises bei. Aktuell ist die ärztliche Versorgung in unse-
rem Kreis gesichert. Doch wir müssen, nicht zuletzt aufgrund des demografischen 
Wandels, die Zukunft fest im Blick haben.  
 
Unter der Leitung von Prof. Martin Oberhoff wurde in der Sitzung des Arbeitskreises 
Medizinische Versorgung der Kommunalen Gesundheitskonferenz am 29. Juli 2015 
vereinbart, einen Masterplan zur Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung im 
Landkreis Calw zu erarbeiten. 
 
Die eigens hierfür gegründete Projektgruppe unter der Leitung des Ersten Landesbe-
amten Dr. Frank Wiehe hat sich in den vergangenen Monaten dieser Aufgabe ange-
nommen. Neben Vertretern der Kommunalpolitik wirkten auch Fachleute der Kreiskli-
niken, der Kreisärzteschaft, der Kassenärztlichen Vereinigung und der Krankenkassen 
an diesem Projekt mit. 
 
Der nun vorliegende Masterplan fasst die Ergebnisse der Projektgruppe zusammen 
und zeigt mögliche Maßnahmen auf, um die hausärztliche Versorgung auch im ländli-
chen Raum sicher zu stellen.  
 
Ich danke allen, die bislang an diesem Projekt mitgearbeitet haben und bin überzeugt, 
dass uns dieses Thema mittel- und langfristig weiter beschäftigen wird. Der Masterplan 
ist dafür eine gelungene Grundlage.  
 
Calw, im November 2015 

 

Helmut Riegger 

Landrat 
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1. Kurze Zusammenfassung der Ergebnisse 

 
Die Sicherstellung der ambulanten ärztlichen Versorgung ist eine Aufgabe der 
Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg (KV). Der Sicherstellungs-
auftrag beruht auf § 75 I SGB V und besagt, dass die Kassenärztlichen Vereini-
gungen und die Kassenärztliche Bundesvereinigung die vertragsärztliche Ver-
sorgung in einem näher beschriebenen Umfang sicherzustellen haben.  
 
Die KV kann ihren Sicherstellungsauftrag nur im Rahmen des geltenden Rechts, 
insbesondere des SGB V ausüben. Für eine lösungsorientierte Rechtsetzung 
trägt vor allem der Bund die Verantwortung. Dies gilt insbesondere für die Be-
darfsplanung, aber auch für das Vergütungssystem. 
 
Die Ausbildung qualifizierten ärztlichen Nachwuchses ist vor allem Sache der 
Universitäten. Erforderlich ist dabei vor allem eine ausreichende Anzahl an Stu-
dienplätzen und eine Studienordnung und -gestaltung, die auf die Nach-
wuchsgewinnung insbesondere von Hausärzten ausgerichtet ist. Um dies zu 
gewährleisten, ist vor allem das Land gefordert.   
 
Kommen die vorrangigen Verantwortungsträger ihren Aufgaben nicht nach, lei-
det die ärztliche Versorgung der Bürgerinnen und Bürger. Dies führt zu einem 
Handlungsdruck auf kommunaler Ebene. 
 
Der Masterplan benennt fünf ineinander greifende Handlungsfelder, in denen 
der Landkreis sowie die Städte und Gemeinden abgestimmt aktiv werden soll-
ten, um einen Beitrag zur Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung zu leis-
ten. 
 
1. Kleinräumigere Strukturierung der Versorgungsbereiche 
 
Eine kleinräumigere Strukturierung der Versorgungsbereiche erleichtert es, jene 
Regionen herauszuarbeiten, in denen die Versorgung akut gefährdet ist. Als 
Konsequenz kann ein auf die örtlichen und sozialen Gegebenheiten des klein-
räumigen Versorgungsgebietes angepasstes Maßnahmenpaket erarbeitet wer-
den. 
 
Nach der offiziellen Bedarfsplanung ist der Landkreis Calw in drei Mitelbereiche 
unterteilt (Calw, Nagold, Bad Wildbad). Für Zwecke dieses Masterplans sollten 
die Planungsbereiche kleinräumiger definiert werden. Es wird vorgeschlagen, 
dazu Bereiche entlang der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaften (VVG) bzw. 
Gemeindeverwaltungsverbände (GVV) in den Blick zu nehmen.  
 
Damit kommt der interkommunalen Zusammenarbeit eine Schlüsselrolle bei 
den weiteren Anstrengungen zu. 
 
Es wird vorgeschlagen, dass innerhalb der VVG bzw. der GVV die Beobachtung 
der weiteren Entwicklung sowie die Abstimmung und Koordinierung über das 
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konkrete weitere Vorgehen und die zu ergreifenden Maßnahmen zur Sicherung 
der hausärztlichen Versorgung erfolgt. 
 
2. Finanzielle Anreize /Kooperationen 
 
Finanzielle Anreize der Gemeinden für Niederlassungen und unterschiedliche 
Kooperationsmodelle können dazu beitragen, dem veränderten Berufsbild und 
dem gestiegenen Bedürfnis nach Vereinbarkeit von Familie und Beruf gerecht 
zu werden und der Hemmschwelle „Landarzt“ gezielt zu begegnen. 
 
Finanzielle Anreize können beispielsweise die Ausschreibung eines "Niederlas-
sungszuschusses" durch die Gemeinde oder vergünstigte Mieten für Praxisräu-
me sein. 
 
Kooperationsmodelle wie das kommunale medizinische Versorgungszentrum 
(MVZ) können den Ärzten die Möglichkeit bieten, in einem Angestelltenverhält-
nis tätig zu werden mit dem Vorteil der finanziellen Sicherheit. 
  
3. Verstärkter Einsatz nichtärztlicher Gesundheitsberufe 
 
Viele Patienten suchen ihren Hausarzt auf, um Leistungen in Anspruch zu neh-
men, zu deren Erbringung ein Arzt nicht zwingend notwendig wäre (z.B. um den 
Blutdruck messen oder das Gewicht kontrollieren zu lassen). Mit dem verstärk-
ten Einsatz nichtärztlicher Gesundheitsberufe wie beispielsweise den Gemeinde-
schwestern oder Versorgungsassistentinnen (kurz: VERAH) im räumlichen Radius 
um die Arztsitze herum könnten die Hausärzte entlastet werden, ohne dass die 
Versorgungsqualität leidet. Mit den genannten Modellen wird zudem dem Be-
dürfnis der zumeist älteren Patienten nach sozialem Kontakt Rechnung getra-
gen. 
 
Die mögliche Ausgestaltung solcher Modelle ist vielfältig und hängt vom jewei-
ligen Einzelfall ab. 
 
Der Ausbau von Telemedizin sowie von spezifischen Mobilitätsangeboten kann 
diese Modelle an den Schnittstellen zwischen den Beteiligten sinnvoll ergänzen 
und weiter entwickeln. 
 
4. Gewinnung von Nachfolgern und Nachwuchs 
 
Bei einem nur begrenzten Angebot von neuen Ärztinnen und Ärzten gewinnt 
das Thema Nachwuchsgewinnung und Nachfolge stark an Bedeutung. Im 
Rahmen eines regionalen Wettbewerbs um angehende Hausärzte sollten die 
Bemühungen auf diesem Gebiet verstärkt und ausgebaut werden.  
 
Daher wird vorgeschlagen, eine zentrale Beratungs- und Koordinierungsstelle 
im Landkreis Calw mit folgenden Aufgaben zu schaffen und zu etablieren:  
 
Zum einen kann sie insbes. heimische Medizinstudenten werben und ihnen eine 
einheitliche Anlaufstelle zur Vermittlung von Hospitationsmöglichkeiten, Famu-
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laturen oder Weiterbildungsstellen für die Facharztausbildung bieten. Auch die 
Betreuung der Studentinnen und Studenten im Rahmen des Kreis Calw-Stipen-
diums wäre ihre Aufgabe. 

 
Des Weiteren kann die Beratungs- und Koordinierungsstelle aber auch Anlauf-
stelle für interessierte Ärzte sein und eine konkrete Niederlassungsberatung für 
den Kreis Calw anbieten. So könnte sie ein Mentorenmodell entwickeln, in dem 
ältere Ärztinnen und Ärzte in Übernahmeverhandlungen bzgl. einer Arztpraxis 
zwischen den Parteien vermitteln und auf eine gelingende Übernahme hinwir-
ken.   
 
Schließlich kann die Koordinierungsstelle die interkommunalen Maßnahmen 
(VVG und GVV) unterstützen und gegenüber der KV vermitteln. 
 
5. Zusammenarbeit mit der Universität Tübingen 
 
Der Umsetzungsprozess des Masterplanes soll durch das Institut für Allgemein-
medizin der Universität Tübingen begleitet werden. 
Seinerseits wird die kommunale Gesundheitskonferenz im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten das Institut dabei unterstützen, das Image des Hausarzt-Berufs in Leh-
re und Ausbildung zu verbessern.  
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2. Die hausärztliche Versorgung im Landkreis Calw 
 
In den letzten Jahren ist eine zunehmende Überalterung und eine fortschreiten-
de Schließung von Hausarztpraxen festzustellen. Auch der Landkreis Calw bleibt 
von dieser negativen Entwicklung nicht verschont. Im Jahr 2012 praktizierten im 
Landkreis Calw insgesamt 104 Hausärzte, davon werden im Jahr 2017 über 35 
Ärzte älter als 65 Jahre sein. Bis 2022 werden aufgrund der Altersstruktur der 
Hausärzte 57 Ärzte einen Nachfolger benötigen. 
 
Jedoch nicht nur die Ärzte werden älter, sondern auch die Patienten. Die Anfor-
derungen an die ärztliche Versorgung in qualitativer und zeitlicher Hinsicht 
wachsen auch durch das vermehrte Auftreten von Multimorbidität und chroni-
schen Krankheiten.  
 
Der Anstieg der Patientenzahlen und der Rückgang der Ärzte lassen sich schon 
heute kaum mehr in Einklang bringen und wird von Jahr zu Jahr immer noch 
schwieriger werden.  
 
Grundlage für die Erarbeitung des Masterplanes war eine Umfrage bei den 
praktizierenden Hausärzten im Landkreis Calw nach dem Alter und dem Zeit-
punkt der geplanten Zurruhesetzung. Mit den dadurch gewonnen Daten und 
Zahlen kann die Situation der hausärztlichen Versorgung prognostisch für die 
nächsten 15 Jahre dargestellt werden.1 

 
  

                                         
1
 Die Ergebnisse beinhalten die Standorte, welche 2020 / 2030 noch vorhanden sind und zu denen keine Infor-

mationen vorliegen. 
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Hausärzte Standorte 
 
2015 
 

 
Abbildung 1 

 
2020 
 

 
Abbildung 2 



12 
 

 
 
2030 
 

 
Abbildung 3 
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Hausärzte mittlere Reisezeit mit dem Pkw zur nächstgelegenen Hausarztpraxis 
 
2015 
 

 
Abbildung 4 
 
2020 
 

 
Abbildung 5 
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2030 
 

 
Abbildung 6 
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Hausärzte mittlere Reisezeit mit den Öffentlichen Verkehrsmitteln zur nächstge-
legenen Hausarztpraxis 
 
2015 
 

 
Abbildung 7 
 

2020 
 

 
Abbildung 8 
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2030 
 

 
Abbildung 9 

 
 
Fazit: 
 
Vor allem im westlichen und südlichen Teil des Landkreises ist der Rückgang 
der Hausarztpraxen signifikant. Aber auch in den weiteren Teilen des Landkrei-
ses wird der Rückgang der Hausarztpraxen zu spüren sein. Folgerichtig erhöht 
sich auch die mittlere Reisezeit sowohl mit dem Pkw als auch mit den öffentli-
chen Verkehrsmitteln zu der nächstgelegenen Hausarztpraxis. 
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3. Vorrangige Verantwortung von Bund, Land und Kassenärztli-
cher Vereinigung 
 
Die Sicherstellung der ambulanten ärztlichen Versorgung ist nach der föderalen 
Zuständigkeitsverteilung keine Aufgabe der Landkreise, Städte oder Gemein-
den, sondern eine Aufgabe der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-
Württemberg (KV). Der Sicherstellungsauftrag beruht auf § 75 I SGB V und be-
sagt, dass die Kassenärztlichen Vereinigungen und die Kassenärztliche Bundes-
vereinigung die vertragsärztliche Versorgung in einem näher beschriebenen 
Umfang sicherzustellen haben. 
 
Die KV kann ihren Sicherstellungsauftrag nur im Rahmen des geltenden Rechts, 
insbesondere des SGB V ausüben. Für eine lösungsorientierte Rechtsetzung 
trägt vor allem der Bund die Verantwortung. Dies gilt insbesondere für die Be-
darfsplanung, aber auch für das Vergütungssystem. 
 
Die Ausbildung qualifizierten ärztlichen Nachwuchses ist vor allem Sache der 
Universitäten. Erforderlich ist dabei vor allem eine ausreichende Anzahl an Stu-
dienplätzen und eine Studienordnung und –gestaltung, die auf die Nachwuchs-
gewinnung insbesondere von Hausärzten ausgerichtet ist. Um dies zu gewähr-
leisten ist vor allem das Land gefordert. 
 
Betrachtet man allein die offiziellen Zahlen der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg, wäre der Landkreis Calw gut aufgestellt. 
 
Mittelbereich Versorgungsgrad 
Calw 98,4 % 
Nagold 98,0 % 
Bad Wildbad 121,3 % 
Stand: 21. Oktober 2015 
 
Das bedeutet in Worten, dass die Mittelbereiche Calw und Nagold noch Nie-
derlassungsmöglichkeiten aufweisen (offene Planungsbereiche). In beiden Pla-
nungsbereichen bestehen jeweils 4,5 Niederlassungsmöglichkeiten. Da der Mit-
telbereich Bad Wildbad einen rechnerischen Versorgungsgrad von über 110% 
aufweist, gilt dieser als gesperrt und bietet momentan keine Niederlassungs-
möglichkeiten für Hausärzte. 
 
Die reinen Zahlen müssen jedoch aufgrund verschiedener Aspekte kritisch be-
trachtet werden: 
 
Berechnungsgrundlage für den Versorgungsgrad bilden die sogenannte Ver-
hältniszahl, die Einwohnerzahl im Planungsbereich und die Anzahl der nieder-
gelassenen Vertragsärzte. Die Verhältniszahl gibt an, wie viele Einwohner pro 
Arzt gerechnet. Problematisch an dieser Verhältniszahl ist, dass ihre Berechnung 
auf Zahlen aus den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts beruhen und in Folge 
dessen die heutigen Verhältnisse nicht berücksichtigt.  
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4. Handlungsfelder und Maßnahmen 
 
Als eigener Beitrag von Landkreis und Kommunen zur Sicherung der hausärztli-
chen Versorgung bietet sich ein breites Feld an Maßnahmen und kreativen 
Ideen. Für eine bessere Übersichtlichkeit wurden die vielen Möglichkeiten in die 
folgenden fünf Handlungsfelder unterteilt: 
 
- kleinräumigere Strukturierung der Versorgungsbereiche  
 
- Finanzielle Anreize für Hausärzte/Kooperationen 
 
- Verstärkter Einsatz nichtärztlicher Gesundheitsberufe 
 
- Gewinnung von Nachfolgern und Nachwuchs  
 
 

4.1 Kleinräumigere Strukturierung der Versorgungsbereiche 
 

Die Bedarfsplanung der Kassenärztlichen Vereinigung orientiert sich für die Be-
planung der Hausärzte an den Mittelbereichen. Der Landkreis Calw unterteilt 
sich in die drei Mittelbereiche Calw, Nagold und Bad Wildbad. Die Mittelberei-
che sind jedoch sehr großräumig gestaltet und umfassen jeweils ein weites Ge-
biet. Hinzu kommt, dass jeder Mittelbereich in der Regel über ein starkes „Bal-
lungszentrum“ verfügt, in dem sich die meisten Ärzte niederlassen und dadurch, 
rein rechnerisch gesehen, jedes Planungsgebiet im Landkreis Calw in Bezug auf 
Hausärzte gut besetzt ist. Dies führt gerade im ländlichen Raum dazu, dass vie-
le Menschen einen weiten Weg bis zum nächstgelegenen Hausarzt haben.  
 
Dies entspricht jedoch gerade in Bezug auf den Hausarzt nicht dem Notwendi-
gen, da der Hausarzt in aller Regel der erste Anlaufpunkt für Patienten ist und 
erst dann der weitere Behandlungsablauf bei Spezialisten abgestimmt wird. 
 
Entgegen der Bedarfsplanung durch die Kassenärztliche Vereinigung und den 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) wird vorgeschlagen, für die Sicherstel-
lung der hausärztlichen Versorgung im Landkreis Calw nicht die 3 Mittelberei-
che Calw, Nagold und Bad Wildbad, sondern die 8 vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaften bzw. Gemeindeverwaltungsverbände und die 2 in sich ge-
schlossenen Städten des Landkreises zu betrachten. 
 
Die Zusammenschlüsse von einzelnen Gemeinden zu vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaften bzw. zu Gemeindeverwaltungsverbänden hat grundsätz-
lich den Zweck, kleinere und auch finanzschwächere Gemeinden für die Erfül-
lung von gesetzlichen Aufgaben zusammenzuführen, um auf diese Weise die 
Wahrnehmung der kommunalen Pflichten, insbesondere auch den Bürgern ge-
genüber, zu gewährleisten. 
Die bereits gewachsenen und gefestigten Strukturen und das gewobene Netz 
für die Zusammenarbeit erleichtern auch die Arbeit mit Blick auf die hausärztli-
che Versorgung. 
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Darauf aufbauend wird vorgeschlagen:  
 
Die Beobachtung der Situation und weiteren Entwicklung sowie die Abstimmung 
und Koordinierung zum weiteren Vorgehen und zu konkreten Maßnahmen er-
folgt innerhalb der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaften bzw. der Gemein-
deverwaltungsverbände. Die interkommunale Zusammenarbeit nimmt eine 
Schlüsselrolle in dieser Thematik ein. 
 
 

4.1.1 Aktuelle Planungen der Städte und Gemeinden 
 
Viele Städte und Gemeinden im Landkreis Calw haben bereits Maßnahmen 
geplant bzw. durchgeführt, um dem Problem der hausärztlichen Versorgung 
entgegenzutreten.  
Mittels einer Umfrage bei allen Städten und Gemeinden im Landkreis Calw 
konnte ein Überblick darüber gewonnen werden, auf welche Art und Weise die 
Gemeinden und Städte bereits aktiv geworden sind.  
 

4.1.1.1 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Altensteig 
 

Altensteig Mit einer Auftaktveranstaltung, zu welcher alle Ärztinnen und 
Ärzte, sowie alle medizinnahen Dienstleistungen sowie die KV 
eingeladen waren, wurde das Thema gemeinsam diskutiert. 
Dazu wurde ein externer Fachmann geholt, der den gesam-
ten Prozess für uns aktiv mitgestaltet und moderiert hat. 
Nach der Auftaktveranstaltung wurden durch den Berater mit 
allen o.g. Personen Einzelinterviews geführt. Dabei ging es 
um die Situation jetzt und die Vorstellung, wie es zukünftig 
weitergehen soll. Weiterhin wurde der Entwurf eines Ärz-
tehauses erstellt, anhand welchem die Möglichkeiten der tat-
sächlich möglichen Kooperationen dargestellt wurden. Es 
wurden auch die verschiedenen Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit sowie denkbare Rechtsformen vorgestellt und ge-
meinsam besprochen. 
Danach gab es in übersandten Fragebögen konkrete Einzel-
Abfragen, wer sich an einem neu zu erstellenden Ärztehaus 
in welcher Form beteiligen würde. Diese werden derzeit aus-
gewertet. Ziel ist es, ein Ärztehaus in Altensteig zu etablieren, 
um als zentraler Standort die Versorgung für die Stadt, aber 
auch für das Umfeld dauerhaft sichern zu können. 
Der Einzugsbereich kann in der Zukunft bis Egenhausen, 
Simmersfeld, Neuweiler, Ebhausen und Seewald (Lkr. FDS) 
reichen. 

Egenhausen Die Gemeindeverwaltung Egenhausen hat bisher keine 
Maßnahmen für eine bessere ärztliche Versorgung geplant 
oder durchgeführt 
Aktueller Stand: 
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- 1 Allgemeinarzt 
- 1 Zahnarzt 
- de’ignis-Klinik 

Simmersfeld Bislang keine Maßnahmen durchgeführt 

 
4.1.1.2 Gemeindeverwaltungsverband Althengstett 

 

Althengstett Die Gemeinde hat Gespräche mit mehreren Beteiligten geführt, 
da die Hauptpraxis in Althengstett bedroht ist und aus einer 
Gemeinschaftspraxis mittlerweile nur noch eine Einzelpraxis ge-
blieben ist. 

Gechingen Erfreulicherweise gibt es in Gechingen eine Gemeinschaftspraxis 
und eine Kinderärztin. Deshalb gibt es zurzeit keine Aktivitäten 
der Gemeinde zu diesem wichtigen Thema. 

Ostelsheim Bislang keine Maßnahmen durchgeführt 

Simmozheim Bislang keine Maßnahmen durchgeführt 

 
4.1.1.3 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Bad Herrenalb 

 

Bad Her-
renalb 

Es wurde eine gutachterliche Stellungnahme in Auftrag gegeben. 

Dobel Bislang keine Maßnahmen durchgeführt 

 
4.1.1.4 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Bad Liebenzell 

 

Bad Lieben-
zell 

- Ausbildung Badearzt (Kostenübernahme) 
- Unterstützung Praxissuche 
- Integration in bestehende Einrichtungen (Paracelsus-
Therme etc.) 

Unterrei-
chenbach 

Hat zurzeit noch ein Ärztepaar im mittleren Alter. 

 
4.1.1.5 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Bad Wildbad 

 

Bad Wildbad Es wird gemeinsam mit der Hochschule Geislingen-Nürtingen 
ein Projekt angestoßen, um ein Gesundheitsnetzwerk der be-
stehenden Einrichtungen (Kliniken, Ärzte, Orthopäden, Physio-
therapeuten etc.) aufzubauen. Auch die Frage neuer Ärzte 
und touristischer Potenziale soll beleuchtet werden. 

Enzklösterle Direkte Ansprache angehender Mediziner 
Infogespräche mit niedergelassenen Ärzten 
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Höfen a.d. 
Enz 

Bereithalten von geeigneten Grundstücken für Praxis 
und/oder Privathaus 
Gespräche mit geeigneten Personen aus dem Ort, die Arzt 
sind 

 
4.1.1.6 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Calw 

 

Calw Für ein aktuell geplantes medizinisches Versorgungs-
zentrum wird das erforderliche Planungsrecht geschaf-
fen. Die erforderlichen Grundstücke wurden bereits von 
der Stadt erworben. 

Oberrei-
chenbach 

Bislang keine Maßnahmen durchgeführt 

 
4.1.1.7 Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Nagold 

 

Nagold Für ein aktuell geplantes medizinisches Versorgungszentrum 
wurde das erforderliche Planungsrecht geschaffen und durch 
die Wirtschaftsförderung wurden mögliche Interessenten mit 
dem Investor zusammengeführt 

Haiterbach Unterstützung der Arztpraktikanten während der Famulatur 
(Miete, Fahrtkosten) 
Bereitschaft, Praxisräume zu bauen bzw. zur Verfügung zu stel-
len 

Ebhausen Initative und finanzieller Beitrag (Wohnungseigentum) zum Bau 
eines neuen Gebäudes in der Ortsmitte mit neuen Räumlich-
keiten speziell für den Arzt anstatt der bisher unzureichenden 
Unterbringung. Dazu im Wohneigentum der Gemeinde weite-
re medizinische / gesundheitliche Berufe wie Logopäden, 
Kosmetikerin, Heilpraktiker 

Rohrdorf Es gibt verschiedene Überlegungen aber noch keine konkreten 
Maßnahmen, da dies auch von den weiteren Entscheidungen 
des derzeitigen Hausarztes abhängig ist. 

 
4.1.1.8 Gemeindeverwaltungsverband Teinachtal 

 

Bad Teinach-
Zavelstein 

Gründung einer Regio-Praxis als medizinisches Versorgungszent-
rum 

Neubulach Keine Angaben 
Neuweiler Bisher viel versucht, nichts hat Erfolg gebracht: 

- Land sucht Arzt 
- Headhunter 
- Angebot einer voll ausgestatteten Praxis 
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- TV-Auftritte 
- Ärztetag 
- Hausärzteverband 
Geplant ist ein medizinisches Versorgungszentrum in kommuna-
ler Trägerschaft 

 
4.1.1.9 Stadt Schömberg 

 

Schömberg Bislang keine Maßnahmen durchgeführt 

 
 

4.1.1.10 Stadt Wildberg 
 

Wildberg Zuschüsse zur Ausbildung eines Facharztes für Allgemeinmedizin 
an eine örtliche Praxis 

 
 
Fazit: 
 
Die kleinräumigere Strukturierung der Versorgungsbereiche trägt dazu bei, 
leichter die Regionen herauszuarbeiten, in denen die Versorgung akut gefähr-
det ist und ein auf die örtlichen und sozialen Gegebenheiten des kleinräumigen 
Versorgungsgebietes angepasstes Maßnahmenpaket zu entwickeln. 
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4.2 Finanzielle Anreize / Kooperationen 
 
Für eine Niederlassung als Arzt in eigener Praxis stellt die Finanzierung eine 
Herausforderung dar. Vielen jungen Medizinern fehlt während des Studiums 
und der Facharztweiterbildung die Möglichkeit, ausreichend finanzielle Mittel 
für eine Praxisgründung „auf die Seite“ zu legen. Deshalb können Existenz-
gründermodelle und Bankdarlehen helfen, diese finanzielle Hürde zu bewälti-
gen. Daneben verändert sich bei jungen Medizinern aber auch das erwünschte 
Berufsbild. So rückt nicht zuletzt im Zuge der Feminisierung der Medizin die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und infolge dessen entsprechende Arbeits-
zeitvorstellungen stärker ins Blickfeld. 
 
 
Finanzielle Anreize 
 
Die Möglichkeiten der Ausgestaltung finanzieller Anreize sind vielseitig. Die fol-
gende Darstellung nennt beispielhaft einige Möglichkeiten, ist jedoch nicht ab-
schließend. 
 
Vergünstigte Mieten oder Staffelmieten  
Stehen den Gemeinden bereits Räumlichkeiten zur Verfügung, die sich als Pra-
xis- oder Wohnräume für einen Arzt eignen, besteht die Möglichkeit, diese 
Räumlichkeiten zu vergünstigten Mietkonditionen oder mit einer Staffelmiete 
anzubieten.  
Sind solche Räumlichkeiten noch nicht vorhanden, so besteht für die Gemeinde 
die Möglichkeit, als Bauträger und später als Vermieter zu agieren. 
 
Bevorzugte Bauplatzvergabe 
Mit einer bevorzugten Bauplatzvergabe an Hausärzte können die Gemeinden 
ihre Attraktivität steigern. 

 
Ausschreibung eines „Niederlassungszuschusses“ durch die Gemeinde 
Die Ausschreibung eines „Niederlassungszuschusses“ durch die Gemeinde 
kann durchaus ein Argument für die Niederlassung im ländlichen Raum sein. 
 
Bei den vorgenannten Maßnahmen ist immer die Ausgestaltung der Regelung 
unter Beachtung des Kommunalwirtschaftsrechtes im Auge zu behalten. 
 
 
Förderprogramm „Landärzte“ des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Senioren2 
 
Ziel des Förderprogrammes ist die Verbesserung der ambulanten hausärztli-
chen Versorgung in vom Sozialministerium Baden-Württemberg ausgewiesenen 
Fördergebieten im ländlichen Raum. Das Programm unterscheidet zwischen 
akuten Fördergebieten und perspektivischen Fördergebieten. Zu den akuten 
Fördergebieten im Landkreis Calw gehören Bad Teinach-Zavelstein, Ebhausen, 

                                         
2
 Projektleitfaden Förderprogramm „Landärzte“ als Anlage beigefügt 
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Haiterbach, Neuweiler und Oberreichenbach.3 Als perspektivische Fördergebie-
te wurden Altensteig, Neubulach und Rohrdorf eingestuft.4  Die Förderung  er-
folgt über eine festgelegte Festbetragsfinanzierung. Die Höhe der Förderung 
beträgt einmalig zwischen 10.000 und 30.000 Euro. Die jeweilige Summe rich-
tet sich nach der Art des Fördergebietes und dem Umfang des Versorgungsauf-
trages. Antragsteller kann jedoch nur der Arzt selber sein, nicht die Gemeinde 
oder sonstige Investoren. 
 
 
Kommunale MVZ 
 
Nicht nur die finanzielle Belastung zur Gründung einer eigenen Praxis sind 
hoch, sondern auch das finanzielle Risiko, welches über viele Jahre hinweg be-
steht. Als niedergelassener Arzt ist die finanzielle Sicherheit nicht so gegeben 
wie in einem Angestelltenverhältnis beispielsweise in einer Klinik. Eine Möglich-
keit, als angestellter Arzt außerhalb einer Klinik zu arbeiten, ist die Anstellung in 
einem medizinischen Versorgungszentrum (MVZ). MVZs sind ambulante Ge-
sundheitseinrichtungen mit mehreren Ärzten, meist aber nicht zwingend ver-
schiedener Fachrichtungen. Bislang konnten sie nur von zugelassenen Ver-
tragsärzten oder zugelassen Krankenhäusern gegründet werden. Seit Sommer 
2015 hat der Gesetzgeber jedoch auch den Kommunen den Weg eröffnet, ein 
MVZ zu gründen und zu betreiben. Der Weg zur Zulassung eines kommunalen 
MVZ sieht – grob dargestellt – wie folgt aus: 
 
 1. Kommune sucht 2 Ärzte für jeweils mindestens eine Halbtagstätigkeit 
 

2. Kommune gründet die zulässige Rechtsform (GmbH oder Eigenbe-
trieb) 

 
3. Kommune beantragt beim zuständigen Zulassungsausschuss die Zu-
lassung als MVZ 
 
4. Kommune beantragt gleichzeitig beim zuständigen Zulassungsaus-
schuss die Anstellungsgenehmigung für die Ärzte  
 
5. Zulassung des kommunalen MVZ und Anstellungsgenehmigung durch 
den Zulassungsausschuss 

 
Die Kommune ist damit als Träger des MVZ Arbeitgeber der angestellten Ärzte. 
Ein Anstellungsverhältnis erleichtert zudem auch eine Teilzeitbeschäftigung und 
flexiblere Arbeitszeitgestaltungen. Dies wird gerade für junge Mediziner mit 
Familie immer reizvoller und interessanter. Denn mit einer Teilzeitbeschäftigung 
und einer flexiblen Arbeitszeitgestaltung ist es leichter, den Ansprüchen von 
Familie und Beruf gleichermaßen gerecht zu werden.  
 

                                         
3
 Stand: 08. September 2015 

4
 Stand: 08. September 2015 
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Die Kreiskliniken Calw gGmbH betreibt inzwischen 3 Medizinische Versor-
gungszentren in Calw, Nagold und Bad Wildbad. Überlegungen über die be-
stehenden MVZ hinaus weitere Medizinische Versorgungszentren im hausärztli-
chen Bereich zu gründen, bestehen derzeit nicht. 

 
Heilberufeberater 
 
Beispielgebend bietet die Kreissparkasse Ostalbkreis ihren Kunden aus dem Be-
reich der Heilberufe einen besonderen Service. Sogenannte Heilberufeberater  
informieren über sichere Finanzierungs- und Investitionslösungen (neue Praxis-
räume, Sanierung, etc.) und umfangreiche Absicherungen für Praxis und Fami-
lie (Versicherungen, Altersvorsorge auch für die Mitarbeiter, etc.). 
Ein entsprechendes Angebot könnte auch den Ärzten im Landkreis Calw zu-
gutekommen. 
 
 
Fazit: 
 
Finanzielle Anreize und vielseitige Kooperationsmodelle tragen dazu bei, den 
Ansprüchen an die Vereinbarkeit von Familie und Beruf gerecht zu werden und 
der Hemmschwelle „Landarzt“ gezielt zu begegnen. 
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Exkurs: 
Das Gesundheitszentrum Gelstertal als Best-Practice-Beispiel einer ärztlichen 
Kooperation 
 
Bei dem Gesundheitszentrum Gelstertal handelt es sich um eine sektorenüber-
greifende überörtliche Berufsausübungsgemeinschaft. Die „Gemeinschaftspra-
xis“ hat sich im Jahre 2009 aus 3 bereits bestehenden Arztpraxen verschiedener 
Fachrichtungen zusammengeschlossen. Der dadurch geschaffene Personalpool 
– auch und vor allem der nichtärztlichen Mitarbeiter – ermöglicht und erleichtert 
beispielsweise die Rotation oder Vertretungsfragen zur Urlaubszeit oder in 
Krankheitsfällen. Auch das zur Verfügungstehen der vielzähligen Praxisräum-
lichkeiten und die Verbesserung von Budgetbegrenzungen durch die Kassen-
ärztliche Vereinigung sind nur 2 der vielen Vorteile, die dieses Modell mit sich 
bringt. Zudem verfügen die Medizinischen Fachangestellten über Weiterbil-
dungsqualifikationen wie die „Versorgungsassistentin in der Hausarztpraxis“ 
(kurz Verah) und entlasten damit die Ärzte.  
Dank einer Vollmacht der Patienten stehen sämtliche Gesundheitsdaten allen 
beteiligten Praxen zur Verfügung und können bei Bedarf auch im Rahmen eines 
digitalen Informationsaustausches an das kommunale Klinikum weitergeleitet 
werden. 
Zudem verfügt das Gesundheitszentrum über einen eigenen Pflegedienst, der 
jedoch unabhängig von der überörtlichen Berufsausübungsgemeinschaft selbst-
ständig organisiert ist. 

Link zum Gesundheitszentrum: 
http://www.gelstertal.de/Gesundheitszentrum_Gelstertal/Startseite.html  
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4.3 Verstärkter Einsatz nichtärztlicher Gesundheitsberufe 
 

Viele Patienten suchen ihren Hausarzt auf, um Leistungen in Anspruch zu neh-
men, zu deren Erbringung ein Arzt nicht zwingend notwendig wäre (z.B. um 
den Blutdruck messen oder das Gewicht kontrollieren zu lassen). Mit dem ver-
stärkten Einsatz nichtärztlicher Gesundheitsberufe im räumlichen Radius um die 
Arztsitze herum könnten die Hausärzte entlastet werden, ohne dass die Versor-
gungsqualität leidet. Mit den genannten Modellen wird zudem dem Bedürfnis 
der zumeist älteren Patienten nach sozialem Kontakt Rechnung getragen. 
 
Der Ausbau von Telemedizin sowie von spezifischen Mobilitätsangeboten kann 
diese Modelle an den Schnittstellen zwischen den Beteiligten sinnvoll ergänzen 
und weiter entwickeln. 
 
Im Folgenden werden 2 Modelle vorgestellt, die den Einsatz von nichtärztlichen 
Gesundheitsberufen rund um den Arztsitz zur Entlastung der Ärzte verstärken. 
 
 
Gemeindeschwestern 
 
Bei den Gemeindeschwestern handelt es sich in der Regel um ausgebildete Me-
dizinische Fachangestellte, Krankenschwestern oder andere Gesundheitsberufe, 
die im Idealfall aus der Gemeinde stammen und in dieser fest verwurzelt sind.  
 
Während festgelegten Sprechzeiten erheben die Gemeindeschwestern Werte 
wie Gewicht, Temperatur, Blutzuckerspiegel oder Blutdruck der Patienten und 
geben diese an den jeweiligen Hausarzt weiter. Die medizinische Beurteilung 
dieser Daten ist jedoch weiterhin alleinige Aufgabe des Hausarztes. Zu den wei-
teren Aufgaben der Gemeindeschwester neben der Befunderhebung können 
auch beispielsweise die Motivation zur Teilnahme an sozialen oder sportlichen 
Aktivitäten oder Hilfestellungen für eine gesunde Ernährung und Lebensführung 
zählen. 
 
Einer der wichtigsten Aspekte dieses Modelles ist es aber, dass die Gemeinde-
schwestern auch die Zeit haben, den Patienten zuzuhören. Denn gerade ältere 
Patienten suchen beim Besuch des Hausarztes nicht nur den ärztlichen Rat son-
dern auch den sozialen Kontakt. Die bereits oben erwähnte Verwurzelung der 
Gemeindeschwestern in der Gemeinde ist für die Vertrauensbildung zu den Pa-
tienten von enormer Bedeutung. 
 
Eines der ersten Projekte dieser Art sind die Gemeindeschwestern Muschenheim 
im Landkreis Gießen. Diese halten ihre Sprechzeiten beispielsweise im gemein-
deeigenen Kommunikationszentrum ab. Finanziert werden die Gemeinde-
schwestern Muschenheim durch einen Förderverein, Spenden und kommunale 
Mittel. 
 
Für die Diakonie- und Sozialstationen im Landkreis Calw wäre es mit der Be-
reitstellung entsprechender finanzieller Mittel möglich, dass Diakonie- und So-
zialstationen Versorgungsformen wie beispielsweise die Gemeindeschwestern 
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neu beleben und anbieten: feste Sprechzeiten und darin die  Übernahme medi-
zinischer Tätigkeiten am Patienten sowie Beratungstätigkeiten, angeboten an 
einem zentralen Ort durch qualifiziertes Fachpersonal. 

 
 

Versorgungsassistentin in der Hausarztpraxis (kurz: VERAH) 
 
Bei dem Modell der VERAH handelt es sich um eine zusätzliche hochqualifizierte 
Weiterbildung für erfahrene Medizinische Fachangestellte und ist eine Initiative 
des Deutschen Hausärzteverbandes. Diese Qualifizierung (200 Stunden) be-
rechtigt die Medizinischen Fachangestellten dazu, arztentlastende delegierte 
Aufgaben hauptsächlich in den Bereichen  
 
- Impfmanagement  
 
- Medikationsmanagement 
 
- Wundmanagement 
 
- Hausbesuche und 
 
- Verwaltungsarbeit 
 
für den Arzt zu übernehmen.  
 
Da das Modell der VERAH nicht ausschließlich, aber mit deutlichem Blick auf 
den ländlichen Teil der Versorgungsgebiete entwickelt wurde, bietet VERAHmo-
bil zusätzlich eine Mobilitätserleichterung. Hiermit wird den Hausärzten die 
Möglichkeit geboten, im Rahmen ihres Vertrages zur Hausarztzentrierten Ver-
sorgung (HZV) ihre Versorgungsassistentinnen (VERAH) mit einem Kleinwagen 
auszustatten, der zu besonders günstigen Konditionen geleast werden kann. 
Somit ist die Mobilität der VERAHs im ländlichen Raum gewährleistet. 
 
Link zu Verah: www.verah.de  
 
 
Fazit: 
 
Mit dem verstärkten Einsatz nichtärztlicher Gesundheitsberufe wird zum einen 
der Hausarzt entlastet und zum anderen wird dem Bedürfnis, vor allem vieler 
älterer Patienten nach sozialem Kontakt durch den Arztbesuch Rechnung getra-
gen. 
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4.4 Gewinnung von Nachfolgern und Nachwuchs 
 

Bei einem nur begrenzten Angebot von neuen Ärztinnen und Ärzten gewinnt 
das Thema Nachwuchsgewinnung und Nachfolge stark an Bedeutung. Im 
Rahmen eines regionalen Wettbewerbs um angehende Hausärzte sollten die 
Bemühungen auf diesem Gebiet verstärkt und ausgebaut werden. 
 
 
Zentrale Beratungs- und Koordinierungsstelle nach dem Vorbild der Donau-
Docs 
 
Es wird vorgeschlagen, eine zentrale Beratungs- und Koordinierungsstelle zu 
schaffen und zu etablieren. Die Aufgaben einer solchen Beratungs- und Koor-
dinierungsstelle können vielseitig ausgestaltet werden. Zum einen kann sie inte-
ressierten Medizinstudenten eine einheitliche Anlaufstelle zur Vermittlung von 
Praktika, Hospitationsmöglichkeiten, Famulaturplätzen oder Weiterbildungsstel-
len für die Facharztausbildung sein. Auch die Betreuung der Studentinnen und 
Studenten im Rahmen des Kreis Calw-Stipendium wäre ihre Aufgabe. Des Wei-
teren kann die Koordinierungsstelle aber auch Anlaufstelle für Mediziner sein 
und eine konkrete Niederlassungsberatung für den Landkreis Calw anbieten.  
Schließlich kann die Koordinierungsstelle die interkommunalen Maßnahmen 
(VVG und GVV) unterstützen und gegenüber der KV vermitteln. 
 
Durch regelmäßigen Kontakt mit den niedergelassenen Ärzten ist die Bera-
tungs- und Koordinierungsstelle immer darüber informiert, ob ein Arzt auf der 
Suche nach einem Weiterbildungs- oder Sicherstellungsassistenten, Famulanten 
oder Praxisnachfolger ist und kann Anfragen nach solchen Stellen gezielt be-
antworten. Auch die Vermittlung und Beratung von ausländischen Ärzten, die in 
den Landkreis Calw kommen, kann zu den Aufgaben der Koordinierungsstelle 
gehören. 
 
Die Entwicklung eines Mentorenmodells, in dem ältere Ärztinnen und Ärzte in 
Übernahmeverhandlungen für eine Arztpraxis zwischen den Parteien vermitteln 
und auf eine gelingende Übernahme hinwirken, kann das Angebot der Bera-
tungs- und Koordinierungsstelle abrunden. 
 
Vorbild für eine solche Stelle sind die DonauDocs aus Tuttlingen. Hierbei han-
delt es sich um einen Zusammenschluss aus Lokalpolitik und Ärzteschaft. Ziel 
der Initiative ist es, Kontakt zu Medizinstudenten zu knüpfen und aufrechtzuer-
halten und diesen die Region als künftigen Wohn- und vor allem Arbeitsplatz 
schmackhaft zu machen. Bei den sogenannten „DonauDoc-Tagen“ werden 
nicht nur die angehenden Mediziner eingeladen, sondern auch deren Familien. 
Denn auch die Familie muss die Entscheidung eines Arztes, im ländlichen Raum 
zu praktizieren, mittragen. 
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Dank der Teilnahme von niedergelassenen Ärzten bei diesen Veranstaltungen 
haben die jungen Mediziner die Möglichkeit, sich ein Netzwerk aufzubauen und 
bei Hospitationstagen schon früh den Arbeitsalltag eines Landarztes kennenzu-
lernen. 
 
Link zu den DonauDocs: www.donaudoc.de  
 
 
Webseite der Kommunalen Gesundheitskonferenz 
 
Die noch junge Webseite der Kommunalen Gesundheitskonferenz Calw 
www.geko-calw.de bietet sich schon heute als eine zentrale Anlaufstelle für die 
zahlreichen Vereine, Initiativen und öffentlichen Stellen aus den verschiedenen 
Gesundheitsberufen an. Sie vermittelt einen Überblick über die verschiedenen 
Einrichtungen und deren Ansprechpartner im Gesundheitsbereich sowie über 
aktuelle Stellenangebote und die Notdienste der Ärzte und Apotheken. 
 
Dieses bereits bestehende Angebot kann auch gezielt für die Nachwuchswer-
bung in allen Gesundheitsberufen genutzt werden, indem beispielsweise die 
oben genannte Koordinierungsstelle mit der Homepage der Gesundheitskonfe-
renz vernetzt wird oder ein eigener Bereich speziell für die Nachwuchswerbung 
eingerichtet wird. Eine Zusammenfassung über die verschiedenen Berufe, deren 
Ausbildungsinhalte und Abläufe sowie Ausbildungsstellen im Kreis helfen den 
Schülern und Schülerinnen, die gezielt nach Ausbildungsmöglichkeiten im Ge-
sundheitswesen suchen, alle nötigen Informationen aus einer Hand zu bekom-
men. Einen solchen Bereich gilt es dann auch zu bewerben und publik zu ma-
chen – in den Schulen, Universitäten und bei Veranstaltungen. 

 
 

Finanzielle Unterstützung während der Famulatur 
 
Auch schon während dem Studium sind die angehenden Ärzte finanziellen Be-
lastungen ausgesetzt. Vor allem während der Famulatur (4-monatiges Prakti-
kum zwischen dem Ersten und dem Zweiten Abschnitt der Ärztlichen Prüfung) 
kommen auf die Studenten häufig weitere finanzielle Belastungen wie bei-
spielsweise Fahrt- und zusätzliche Mietkosten zu. Da seit neuestem ein Teil der 
Famulatur in einer Hausarztpraxis absolviert werden muss, bietet dies eine wei-
tere Chance, die Studenten schon in einer frühen Phase ihrer Ausbildung für 
den Fachbereich Allgemeinmedizin zu begeistern. Finanzielle Unterstützungen 
wie z.B. die Übernahme der Fahrtkosten oder ein Zuschuss zu den Mietkosten 
durch den Hausarzt während der Famulatur mindern unter Umstände für die 
Studenten aus den Ballungsräumen rund um die Universitätsstädte die Hemm-
schwelle, ihre Famulatur (oder auch nur einen Teil davon) im ländlichen Raum 
zu absolvieren. 
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Hausärztestipendium 
 
Mit dem Hausärztestipendium hat der Landkreis Calw bereits einen ersten 
Schritt getan, um junge Medizinstudenten aus dem Landkreis Calw bei ihrem 
Studium zu unterstützen. Mit einer monatlichen Unterstützung von 400 € erhal-
ten die Studenten einen finanziellen Beitrag zu ihrem Studium. Mit der Ver-
pflichtung der Studenten wiederum, ihre Facharztweiterbildung im Landkreis zu 
absolvieren, sichert sich der Landkreis für die Zukunft Mediziner, die bereits ei-
ne Bindung zum Landkreis haben und diese auch im Lauf des Studiums nicht 
verlieren möchten und ihre berufliche Zukunft dort suchen. 

 
 

Gesundheitsakademie 
 
Mit der Etablierung einer Gesundheitsakademie – möglicherweise im Zusam-
menhang mit dem Gesundheitscampus rund um den geplanten Neubau der 
Akutklinik in Calw – kann die medizinische Fachkompetenz im Landkreis Calw 
gestärkt und ausgebaut werden. 
 
Die Akademie könnte sowohl für Interne als auch Externe, für Fachpersonal als 
auch für den interessierten Laien ein breites Angebot an Weiterbildungslehr-
gängen zu Themen wie beispielsweise Pflege, Wundversorgung oder Ernährung 
anbieten, Fortbildungen und Seminare zu Themen wie Sport und Fitness sowie 
Informationsveranstaltungen zu Themen wie Betriebliches Gesundheitsma-
nagement gestalten und durchführen.  

 
 

Perspektive Hausarzt Baden-Württemberg 
 
Das Programm „Perspektive Hausarzt Baden-Württemberg“ wurde im Jahr 
2012 vom Hausärzteverband Baden-Württemberg ins Leben gerufen. Primäres 
Ziel des Programmes ist die Sicherstellung der flächendeckenden medizinischen 
Grundversorgung. Den Mittelpunkt bildet die Internetseite www.perspektive-
hausarzt-bw.de als Informations-Service- und Motivationsplattform. Sie soll zum 
einen angehenden Medizinern ein positives und realistisches Bild des Hausarzt-
berufes vermitteln und über Aus- und Weiterbildungs- sowie Fördermöglichkei-
ten informieren.  
Die ebenfalls auf der Homepage angesiedelte Praxisbörse bietet niedergelasse-
nen Ärzten, Kommunen und Landkreisen die Möglichkeit sich zu präsentieren. 
Die Schirmherrschaft für das Programmes hat das Ministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Familien, Frauen und Senioren. 
 
 
Schulveranstaltungen über Arztberuf 
 
Bei Informationsveranstaltungen in den Gymnasien des Landkreises kommen 
niedergelassene und Klinikärzte zusammen, um sich den Fragen der Schülerin-
nen und Schüler zum Arztberuf zu stellen. Die letzten Veranstaltungen haben 
gezeigt, dass eine Kombination von Hausärzten, jungen Ärzten und leitenden 
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Ärzten am besten geeignet ist, den vielfältigen Nachfragen der Schülerinnen 
und Schüler gerecht zu werden. 
 

 
„Land-Tag“ 
 
Im September 2014 hatten sich fast alle Bürgermeister aus dem Landkreis Calw 
auf Einladung des Klinikverbunds Südwest zu einem sogenannten „Land-Tag“ 
versammelt. Neugierige (angehende) Mediziner wurden im Landratsamt über 
die hohe Lebensqualität und die Vorzüge der Region Nordschwarzwald infor-
miert. Neben der reinen Theorie wurde den interessierten Medizinern der Land-
kreis aber auch bei einer kleinen Rundfahrt mit Halt unter anderem am Kloster 
Hirsau und der Bad Wildbader Bergbahn näher gebracht. 
 
 
Verbundweiterbildung plus 
 
Mit dem Programm Verbundweiterbildung plus unterstützt das KompetenzZent-
rum Allgemeinmedizin Baden-Württemberg den Aufbau regionaler Weiterbil-
dungsverbände. Die Verbundweiterbildung plus bietet dem Nachwuchs im 
Fachbereich Allgemeinmedizin eine strukturierte, kontinuierliche und qualitativ 
hochwertige Weiterbildung. Die Kliniken Calw und Nagold haben sich bereits 
zum Weiterbildungsverbund Calw-Nagold-Horb zusammengeschlossen.  
 
 
Fazit: 
 
Bei der Gewinnung von Nachfolgern und Nachwuchs rückt die Nutzung der 
„neuen“ Medien mehr denn je in den Fokus. Aber auch die traditionellen Werte 
wie die persönliche Ansprache und der persönliche Kontakt dürfen nicht aus 
den Augen gelassen werden. 
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4.5 Zusammenarbeit mit der Universität Tübingen 
 

Die medizinische Fakultät Universität Tübingen gehört zu den wenigen Universi-
täten in Deutschland mit einem Institut für Allgemeinmedizin. 
 
Von der bereits bestehenden Zusammenarbeit profitieren beide Seiten. 
Der Umsetzungsprozess des Masterplanes soll durch das Institut für Allgemein-
medizin wissenschaftlich begleitet werden. 
 
Andererseits wird die kommunale Gesundheitskonferenz im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten das Institut dabei unterstützen, das Image des Hausarzt-Berufes in 
Lehre und Ausbildung zu verbessern.  
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5. Verantwortlichkeiten 
 
Wie oben bereits ausgeführt, sind grundlegend die Bundes- und Landespolitik 
in die Verantwortung zu nehmen. Der Kommunalpolitik bleibt jedoch nicht nur 
die Rolle, den Forderungen an die Landes- und Bundespolitik Nachdruck zu 
verleihen. Wie die eben ausgeführten Handlungsfelder und Maßnahmen zei-
gen, kann auch bei den bestehenden Rahmenbedingungen an der Problematik 
gearbeitet werden. 
 
Die tiefgreifende Problematik der Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung 
im ländlichen Raum lässt sich leichter und besser angehen, wenn die Verant-
wortlichkeiten, nunmehr auf die Handlungsmöglichkeit auf kommunaler Ebene 
beschränkt, auf mehrere Schultern verteilt wird. 
 
Maßnahmen, die in die Verantwortlichkeit der Städte und Gemeinden fallen 
und deren Umsetzung durch die vereinbarten Verwaltungsgemeinschaften bzw. 
Gemeindeverwaltungsverbände zu prüfen sind, sind: 
 
- Versorgungsbereiche kleinräumiger strukturieren 
- Vergünstigte Mieten / Staffelmieten 
- bevorzugte Bauplatzvergabe 
- Ausschreibung eines „Niederlassungszuschuss“ 
- Kommunale MVZ 
- Gemeindeschwestern 
- Nutzung des Angebotes „Perspektive Hausarzt“ 
 
 
Maßnahmen, die in die Verantwortlichkeit des Landkreises fallen und deren 
Umsetzung durch das Landratsamt zu prüfen sind, sind: 
 
- zentrale Beratungs- und Koordinierungsstelle 
- Webseite der Kommunalen Gesundheitskonferenz 
- Hausärztestipendium 
- Gesundheitsakademie  
- „Land-Tage“ 
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6. Ergebnis 
 
Die Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung im Landkreis Calw ist ein 
Thema, das von Jahr zu Jahr an Bedeutung gewinnt, aber auch heute schon 
ernst genommen werden muss. 
 
Der nun vorliegende Masterplan löst das Problem der Sicherstellung jedoch 
nicht allein durch seine Existenz. 
 
Er soll vielmehr ein Leitfaden und Anregung für die Kommunalpolitik und die 
Ärzteschaft im Landkreis sein und Maßnahmen aufzeigen, mit denen die Situa-
tion in der hausärztlichen Versorgung verbessert werden kann. Durchweg alle 
Maßnahmen bedürfen einer akribischen Ausarbeitung und Vorbereitung und 
werden ihre Wirkung nicht vom ersten Tag spürbar entfalten können. Aber 
dennoch ist klar, je früher das Problem in Angriff genommen wird, umso früher 
zeigen sich die Wirkungen der Maßnahmen und führen zu einer – sowohl für 
die Patienten als auch für die Ärzteschaft – spürbaren Verbesserung der Situati-
on.  
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MVZ – die bessere 
Berufsausübungsgemeinschaft (BAG)?

Projektstatusbericht 21.09.20153

MVZ BAG

Leiter muss Ø KV-Mitglied KV-Mitglied

Anzahl angestellte Ärzte beliebig bisher max. 3

Behandlungsvertrag mit MVZ mit einzelnem Arzt

Haftung MVZ Vertragsarzt



MVZ Landschaft in BW

Projektstatusbericht 21.09.20154

Anzahl MVZ in % Anzahl Ärzte in % Ø Ärzte je MVZ

ländlich 14 8 58 7 4,1

halbstädtisch 49 35 184 33 5,8

städtisch 78 57 504 60 6,5

BW gesamt 141 846 6,0



MVZ
- Gründungsberechtigung

• § 95 Abs. 1a S. 1 SGB V:
zugelassene Vertragsärzte / Vertragspsychotherapeuten
zugelassene Krankenhäuser
Erbringer nichtärztlicher Dialyseleistungen
gemeinnützige Träger, die aufgrund von Zulassung/Ermächtigung 
an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen
GKV-VSG: Kommunen

kein KV-Zustimmungsvorbehalt aber i. R. der Bedarfsplanung

noch ungeklärt: Rechtsverständnis „Kommune“ 

(amtl. Begründung)

1.10.15, Dr. Johannes Fechner - kommunales MVZ5



MVZ
- Rechtsformen, Bürgschaft

• § 95 Abs. 1a S. 1 SGB V:
Personengesellschaften (GbR, PartG)
eingetragene Genossenschaft
GmbH
GKV-VSG: öffentlich-rechtliche Rechtsform

• § 95 Abs. 2 S. 6 SGB V: 
wenn Gründer juristische Person ist (z.B. GmbH), dann 
Bürgschaft der Gesellschafter erforderlich
jede Sicherheitsleistung im Sinne § 232 BGB zulässig

1.10.15, Dr. Johannes Fechner - kommunales MVZ6



MVZ
- ärztliche Leitung

• § 95 Abs. 1 S. 2 SGB V

MVZ muss ärztlichen Leiter haben (Sicherstellung der
organisatorischen Betriebsabläufe)
dieser muss als Vertragsarzt oder als angestellter Arzt im MVZ 
tätig sein

nach amtl. Begründung zum GKV-VSG müsste bei reinen PT-
MVZ nunmehr auch ein psychologischer Psychotherapeut 
ärztlicher Leiter sein dürfen 

1.10.15, Dr. Johannes Fechner - kommunales MVZ7



MVZ
- fachgleich, Bedarfsplanung

• § 95 Abs. 1 S. 2 SGB V
GKV-VSG: Streichung des Merkmals „fachübergreifend“

• mindestens 2 Leistungserbringer

• auch für ein MVZ gilt die Bedarfsplanung
es müssen Versorgungsaufträge für die Tätigkeit der Ärzte zur 
Verfügung stehen

1.10.15, Dr. Johannes Fechner - kommunales MVZ8



Weg zur Zulassung eines kommunalen MVZ
- offener Planungsbereich

1. Kommune sucht 2 Ärzte für jeweils mindestens Halbtagstätigkeit
2. Kommune gründet die zulässige Rechtsform, z.B. GmbH oder Eigenbetrieb
3. Kommune beantragt beim zuständigen Zulassungsausschuss die Zulassung 

als MVZ
• Vorlage aller Gründungsunterlagen im Original, z.B. GmbH-Vertrag, 

Nachweis Handelsregistereintragung, Nachweis Sicherheitsleistung
• Benennung des ärztlichen Leiters

4. Kommune beantragt gleichzeitig beim zuständigen Zulassungsausschuss die 
Anstellungsgenehmigung für die Ärzte 

• Vorlage u.a. der Arbeitsverträge im Original, polizeilichen 
Führungszeugnisse, Lebensläufe der Ärzte

5. Zulassung des kommunalen MVZ und Anstellungsgenehmigung durch den 
Zulassungsausschuss

1.10.15, Dr. Johannes Fechner - kommunales MVZ9



Weg zur Zulassung eines kommunalen MVZ
- gesperrter Planungsbereich (1)

1. Kommune sucht innerhalb des Planungsbereiches zwei bereits 
niedergelassene Ärzte je mit mindestens hälftigem Versorgungsauftrag

2. Kommune gründet die zulässige Rechtsform, z.B. GmbH oder 
Eigenbetrieb

3. Kommune beantragt beim zuständigen Zulassungsausschuss die 
Zulassung als MVZ

• Vorlage aller Gründungsunterlagen im Original, z.B. GmbH-Vertrag, 
Nachweis Handelsregistereintragung, Nachweis Sicherheitsleistung

4. Kommune beantragt gleichzeitig beim zuständigen Zulassungsausschuss 
die Anstellungsgenehmigung für die Ärzte 

• Vorlage u.a. der Arbeitsverträge im Original, polizeilichen 
Führungszeugnisse, Lebensläufe der Ärzte

1.10.15, Dr. Johannes Fechner - kommunales MVZ10



Weg zur Zulassung eines kommunalen MVZ
- gesperrter Planungsbereich (2)

• die (noch) niedergelassenen Ärzte verzichten auf ihre Zulassungen zu 
Gunsten ihrer Anstellungen im MVZ

• der Zulassungsausschuss erhebt gegen die Einbringung der 
Versorgungsaufträge in das MVZ keine Bedenken

• z.B. weil mit der Einbringung eine Verlegung an den Standort des 
MVZ verbunden wäre und durch die Verlegung die 
Versorgungssituation an den ursprünglichen Sitzen verschlechtert 
würde

5. Zulassung des kommunalen MVZ und Anstellungsgenehmigung durch 
den Zulassungsausschuss

1.10.15, Dr. Johannes Fechner - kommunales MVZ11



MVZ
- betriebswirtschaftliche Aspekte

• Standortanalyse
• Analyse der zu erwartenden Einnahmen

ein MVZ unterliegt denselben Honorarverteilungsregeln wie die 
übrigen Vertragsärzte

• Planung der Betriebsausgaben, insbes. Personalkosten, 
Raumkosten, Sachkosten

• Aufstellung der notwendigen Investitionen
• Finanzplanung

1.10.15, Dr. Johannes Fechner - kommunales MVZ12
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MINISTERIUM FÜR ARBEIT UND SOZIALORDNUNG, 

 FAMILIE, FRAUEN UND SENIOREN 

 

Projektleitfaden Förderprogramm „Landärzte“ 

Grundsätze für die Gewährung einer Zuwendung für Projekte zur Verbesserung 

der ambulanten ärztlichen Versorgung in unterversorgten ländlichen Gebieten 

in Baden-Württemberg. 

 

Vorbemerkung Baden-Württemberg weist derzeit insgesamt betrachtet einen hohen Versor-

gungsgrad der Bevölkerung mit ambulanten ärztlichen Leistungen auf. In den 

meisten Planungsregionen herrscht nach den aktuell gültigen Planungskriterien 

rechnerisch Überversorgung. In Einzelfällen kommt es jedoch insbesondere im 

Ländlichen Raum lokal begrenzt zu Versorgungsengpässen, die von der derzeiti-

gen großräumigen Bedarfsplanung nur unzureichend abgebildet werden. Es 

bestehen zum Teil große Schwierigkeiten, insbesondere im ländlichen Raum 

Nachfolger für eine Arztpraxis zu finden. 

Dieses Problem kann sich angesichts der demographischen und gesellschaftli-

chen Entwicklung weiter verstärken. Bei der Niederlassungsentscheidung von 

Ärztinnen und Ärzten sind viele Faktoren zu berücksichtigen. Berufsimage, Ar-

beitsbedingungen, Work-Life-Balance, Vergütung, aber natürlich auch infrastruk-

turelle Gegebenheiten spielen dabei eine große Rolle. Von zentraler Bedeutung 

ist auch, inwieweit es gelingen wird, die Vereinbarkeit von Familie und  

(Arzt-)Beruf zu verbessern. 

Die Landesregierung Baden-Württemberg steuert diesen Entwicklungen mit dem 

AktioŶsprograŵŵ „LaŶdärzte“ eŶtgegeŶ. Das überarbeitete Förderprogramm 

beschränkt sich nicht auf die Förderung innovativer familienfreundlicher Model-

le, sondern berücksichtigt alle Formen der Teilnahme an der vertragsärztlichen 

Versorgung, die eine gute ärztliche Grundversorgung in den ländlichen Regionen 

für die künftigen Jahre sichert. 

Durch verschiedene Gesundheitsreformen sind inzwischen zahlreiche Formen 

für eine Teilnahme an der vertragsärztlichen Versorgung geschaffen worden. Es 

bestehen sowohl organisations- wie auch zulassungsrechtlich verschiedene 

Möglichkeiten, wie Ärztinnen und Ärzte außerhalb des klassischen Berufsbildes 

des freiberuflich in einer Einzelpraxis in Vollzeit tätigeŶ „LaŶdarztes“ tätig sein 

können. Beispielsweise eröffnen die Möglichkeiten zur Teilzulassung, Gründung 

von Zweigpraxen oder auch die Gründung von Medizinischen Versorgungszen-

tren neue Wege. 

Ziel und Zweck der 

Förderung 

Ziel der Förderung im Rahmen des Förderprogramms „LaŶdärzte“ ist die Verbes-

serung der ambulanten hausärztlichen Versorgung in vom Sozialministerium 

ausgewiesenen Fördergebieten im ländlichen Raum, in denen es heute schon 
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Versorgungsengpässe gibt bzw. perspektivisch geben kann. 

Damit soll eine gute ärztliche Grundversorgung in den ländlichen Regionen für 

die künftigen Jahre gesichert werden. 

Mögliche Zuwendungs-

empfänger 

Antragsteller können ausschließlich Ärztinnen und Ärzte sein, die an der haus-

ärztlichen Versorgung nach § 73 (1a) SGB V teilnehmen. Darunter fallen insbe-

sondere Fachärzte für Allgemeinmedizin, Kinder – und Jugendärzte sowie haus-

ärztlich tätige Internisten, die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen. 

Die Übernahme der Regelversorgung im Hausärztlichen Bereich ist somit För-

dervoraussetzung.  

Gemeinden oder Investoren können grundsätzlich keine Förderanträge stellen, 

es sei denn sie sind Praxisinhaber. Die Antragstellung für eine angestellte Ärztin 

bzw. einen angestellten Arzt erfolgt durch den Praxisinhaber. 

Zuwendungs-

voraussetzungen 

 

Zuwendungsvoraussetzung ist die Aufnahme einer vertragsärztlichen Tätigkeit in 

einem vom Sozialministerium ausgewiesenen Fördergebiet. Dabei wird nicht 

unterschieden, ob es sich um eine selbständige Tätigkeit oder ein Anstellungs-

verhältnis handelt. 

Die Antragstellerin / der Antragsteller muss:  

• eine vertragsärztliche Zulassung im Fördergebiet erhalten (bzw. die /der 

Angestellte)
*
 oder  

• ďei ErriĐhtuŶg eiŶer )ǁeigpraxis ;„NeďeŶďetrieďsstätte“Ϳ die GeŶehŵi-

gung der Kassenärztlichen Vereinigung oder die Ermächtigung des Zulas-

sungsausschusses erhalten
*
 und 

• sich verpflichten, innerhalb von sechs Monaten nach der zulassungsrecht-

lichen Entscheidung eine vertragsärztliche Tätigkeit als Hausärztin oder 

Hausarzt im Fördergebiet aufzunehmen 

 
*) 

der entsprechende Antrag darf erst nach dem 05.07.2012 gestellt worden sein. 

Definition der Förder-

gebiete 

Die Fördergebiete werden anhand von drei Kriterien definiert, die auf einander 

aufbauen und kumulativ erfüllt sein müssen: 

1. Kennzahlen des Landesausschuss: 

 

Gemäß den planungsrechtlichen Kriterien stellt der Landesausschuss für die 

Hausärzte den Versorgungsstand in den einzelnen Planungsbereichen (ak-

tuell: Mittelbereich) fest. Ergibt sich in einem Planungsbereich eine rechne-

rische Überversorgung, so wird dieser Planungsbereich für Neuzulassungen 

dieser Arztgruppe gesperrt. Für die Ausweisung der Fördergebiete kommen 

gemäß der Zielrichtung des Programms zur Förderung unterversorgter Ge-

biete und auch aus zulassungsrechtlichen Gründen daher nur Planungsbe-

reiĐhe iŶ BetraĐht, die iŶ der Arztgruppe „Hausärzte“ durĐh BesĐhluss des 
Landesausschusses offen bzw. partiell geöffnet sind.  
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2. Landesentwicklungsplan 

Zur Ausweisung der Fördergebiete werden vor dem Hintergrund der Fokus-

sierung auf den ländlichen Raum grundsätzlich nur die Gemeinden berück-

sichtigt, die dem Verdichtungsbereich im Ländlichen Raum bzw. dem Ländli-

chen Raum im engeren Sinne zugeordnet sind. 

In Gemeinden, die nach der Definition des Landesentwicklungsplans nicht 

dem ländlichen Raum angehören, aber von den strukturellen Begebenhei-

ten her vergleichbar sind, kann in Ausnahmefällen die Möglichkeit einer 

Förderung in Aussicht gestellt werden.  

3. Versorgungsgrad je Gemeinde 

Der Versorgungsgrad je Gemeinde wird anhand der Bedarfsplanungs-

Richtlinie aktuell geltenden allgemeinen Verhältniszahlen (Einwohner- / 

Arztrelation) für den jeweiligen Planungsbereich berechnet.  

Es wird zwischen zwei Fördergebietstypen unterschieden. Auswirkungen er-

geben sich in der Folge in der Förderhöhe. 

• „Akutes“ Fördergeďiet 

Eine Gemeinde wird als akutes Fördergebiet ausgewiesen, wenn der Ver-

sorgungsgrad (Einwohner- / Arztrelation) in der Gemeinde unter Berücksich-

tigung aller Hausärzte weniger als 75 % beträgt.  

• „PerspektiǀisĐhes“ Fördergebiet 

Eine Gemeinde wird als perspektivisches Fördergebiet ausgewiesen, wenn 

der Versorgungsgrad (Einwohner- / Arztrelation) in der Gemeinde unter Be-

rücksichtigung aller Hausärzte, die jünger als 61 Jahre sind, weniger als 75 % 

beträgt.  

Eine Übersicht der Fördergebiete der Arztgruppe Hausärzte ist in der Anlage 1 

und 2 dargestellt. Auskünfte über mögliche Fördergebiete von Kinder – und 

Jugendärzten sind direkt über das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie, Frauen und Senioren Baden-Württemberg einzuholen. 

Hinweis: Aufgrund laufender Aktualisierungen sind die in der Anlage veröffent-

lichten Fördergebiete nicht verbindlich. Verbindliche Auskünfte können im Minis-

terium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren Baden-

Württemberg eingeholt werden. 

Art, Umfang und Höhe 

der Zuwendung 

Die Förderung der Antragsteller erfolgt im Wege der Projektförderung über eine 

im Vorfeld festgelegte Festbetragsfinanzierung 

Die Förderhöhe reicht einmalig von 10.000 bis 30.000 Euro, in Abhängigkeit von 

der Einstufung des Fördergebiets und der Art der Niederlassung (voller oder 

partieller Versorgungsauftrag): 
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Grundvoraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung in voller Höhe sind 

vom Antragsteller im Antragsverfahren nachgewiesene förderfähige Kosten in 

Höhe der Fördersumme. Dies sind Ausgaben für den materiellen Erwerb oder 

die Errichtung einer Praxis bzw. Ausgaben für die Ausstattung einer Praxis (zum 

Beispiel medizinische Gerätschaften, Mobiliar, EDV-Ausstattung, etc.).  

Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfül-

lung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den 

Bewilligungszeitraum folgenden Monats der im Zuwendungsbescheid angege-

benen Stelle nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Der Verwendungsnachweis 

besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. 

Förderfähig sind nur die im durch Bescheid festgelegten Förderzeitraum anfal-

lenden Ausgaben. Bereits laufende oder abgeschlossene Projekte sind nicht 

förderfähig. 

Bei der Förderung des Projektes sind auch Förderungen Dritter entsprechend 

der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006 

über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-ŵiŶiŵis“-

Beihilfen zu berücksichtigen. Förderungen Dritter werden angerechneten. Die 

Summe aller Förderungen darf 200.000 Euro nicht übersteigen. 

Die Zuwendung wird erst ausgezahlt, wenn die Zulassung zur vertragsärztlichen 

Versorgung (Praxisneugründung oder Praxisübernahme) oder die Genehmigung 

oder Ermächtigung zur Errichtung der Zweigpraxis erfolgt ist und die allgemei-

nen zuwendungsrechtlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 

Sonstige Zuwendungs-

bestimmungen 

Unabhängig von der Höhe der Zuwendung wird eine Bindungsdauer von 5 Jah-

ren ab Aufnahme des Versorgungsauftrags als ziel- und zweckmäßig angesehen. 

Die Zuwendung ist unverzüglich zurückzuzahlen, wenn die hausärztliche Tätig-

keit im Fördergebiet nicht aufgenommen oder innerhalb der Bindungsdauer aus 

Gründen beendet/reduziert wird, die die Zuwendungsempfängerin oder der 

Zuwendungsempfänger zu vertreten hat. Die Rückzahlungssumme errechnet 

sich aus dem Betrag der ausgezahlten Zuwendung dividiert durch 60 (Monate 

der Bindungsdauer) multipliziert mit der Anzahl der Monate, die noch bis zum 

Ende der Bindungsdauer fehlen. 

Antragsteller, die die Errichtung einer Zweigpraxis gefördert haben möchten, 

müssen mindestens zehn Stunden wöchentlich in der Zweigpraxis, verteilt auf 

mindestens drei Tage, in Form von Sprechstunden zur Verfügung stehen. 

Verfahren 1. Antragstellung 

Die Antragstellung erfolgt schriftlich ausschließlich mit dem im Internet unter 

www.sozialministerium-bw.de zum Download bereit stehenden Formular „För-

deraŶtrag“.  

Art des Versorgungs- 

auftrags 

Fördergebiet 

Voller 

Versorgungsauftrag 

Partieller 

Versorgungsauftrag 

„Akut“ 30.000 Euro 15.000 Euro 

„Perspektivisch“ 20.000 Euro 10.000 Euro 

http://www.sozialministerium-bw.de/
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Der Antrag ist zu richten an das  

Ministerium für Arbeit und Sozialordnung,  

Familie, Frauen und Senioren Baden-Württemberg 

Schellingstraße 15 

71074 Stuttgart 

 

2. Bewilligungsverfahren 

Das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren 

Baden-Württemberg ist Bewilligungsbehörde. 

Zuwendungen des Landes sind freiwillige Leistungen, auf deren Gewährung kein 

Rechtsanspruch besteht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet über den Antrag 

unter Berücksichtigung des Zeitpunkts ihres Eingangs in Ausübung ihres pflicht-

gemäßen Ermessens im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 

 

3. Rechtsgrundlage 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den 

Verwendungsnachweis, die Prüfung der Verwendung, eine ggf. erforderliche 

Aufhebung des Bewilligungsbescheides und die Rückforderung der gewährten 

Zuwendung gelten die §§ 23, 44 LHO und die hierzu erlassenen Verwaltungsvor-

schriften sowie die §§ 48 und 49 a des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes. 

Insbesondere gelten auch die allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendun-

gen (z.B. Vergabe von Aufträgen, Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfän-

gers, Verwendungsnachweis, etc.). 

Die Förderung erfolgt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommissi-

on vom 15. Dezember 2006 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-

Vertrag auf „De-ŵiŶiŵis“-Beihilfen. 

 

4. Frühester Förderzeitpunkt (Auszahlung) 

August 2012 

 

5. Laufzeit des Förderprogramms 

Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel, maximal bis 

31.12.2016  

 

6. Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am 26. Juni 2013 in Kraft.  

 


